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Bundesbeschluss
über die Parlamentsdienste

vom 7. Oktober 1988  (Stand am 15. Februar 2000)

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestützt auf Artikel 8novies des Geschäftsverkehrsgesetzes (GVG)1,
nach Prüfung einer parlamentarischen Initiative, nach Einsicht in den Bericht der
Büros des Nationalrates und des Ständerates vom 15. Juli 19882

und in die Stellungnahme des Bundesrates vom 19. September 19883,

beschliesst:

1. Abschnitt: Allgemeines

Art. 1 Organisation
1 Die Parlamentsdienste bestehen aus der Geschäftsleitung und aus den folgenden
Diensten:

a. Zentrales Sekretariat;

abis.4 Sekretariat italienischer Sprache;

b.5 Sekretariate der Kommissionen und Delegationen;

c. ...6

cbis.7 Übersetzungsdienst;

d. Dokumentationszentrale;

e. Zentrale Dienste;

f.8 Parlamentarische Verwaltungskontrollstelle.
2 Das Sekretariat der Finanzkommissionen ist den Parlamentsdiensten im Rahmen
von Artikel 18 des Bundesgesetzes vom 28. Juni 19679 über die Eidgenössische Fi-
nanzkontrolle beigeordnet.

 

 AS 1989 334
1 SR 171.11
2 BBl 1988 III 69
3 Im BBl nicht veröffentlicht.
4 Eingefügt durch Ziff. I des BB vom 18. Dez. 1992 (AS 1993 3).
5 Fassung gemäss Ziff. I der V der BVers vom 8. Okt. 1999, in Kraft seit 1. Jan. 2000 (AS

2000 284 277; BBl 1999 4809 5979).
6 Aufgehoben durch Ziff. I der V der BVers vom 8. Okt. 1999 (AS 2000 284; BBl 1999

4809 5979).
7 Eingefügt durch Ziff. I des BB vom 4. Okt. 1991, in Kraft seit 1. Febr. 1992 (AS 1995

4880 4881; BBl 1991 III 617).
8 Eingefügt durch Ziff. I des BB vom 22. Juni 1990, in Kraft seit 1. Okt. 1990 (AS 1991

482, 1990 1530; BBl 1990 I 1065 1092).
9 SR 614.0
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3 Die Parlamentsdienste stehen unter der Leitung des Generalsekretärs der Bundes-
versammlung. Er ist Vorsitzender der Geschäftsleitung, der zusätzlich zwei stellver-
tretende Generalsekretäre angehören.
4 Die Parlamentsdienste unterstehen der Aufsicht der Verwaltungsdelegation.10

5 Der Generalsekretär und die Ratssekretäre sind fachlich den Ratspräsidenten unter-
stellt, die Kommissions- und Delegationssekretäre denjenigen Kommissionen und
Delegationen, für die sie tätig sind.11

6 ...12

Art. 2 Zusammenarbeit der Parlamentsdienste mit der übrigen Verwaltung
und mit Dritten13

1 Die Parlamentsdienste verkehren direkt mit den Dienststellen der Bundesverwal-
tung; nötigenfalls unterrichten sie zuvor das zuständige Departement.
2 Wenn es ihr Auftrag erfordert, können die Parlamentsdienste bei den Departemen-
ten und ihren Diensten Sach- und Rechtsauskünfte einholen. Die Departemente und
Dienste sind zur Auskunft verpflichtet. Der Bundesrat kann dazu die Beamten von
der Pflicht zur Amtsverschwiegenheit und von der militärischen Geheimhaltungs-
pflicht entbinden.
3 Die Verwaltung gibt den Parlamentsdiensten, soweit sie dazu vom Bundesrat er-
mächtigt ist, die für die Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen Akten heraus.
4 Artikel 47quater14 des GVG bleibt vorbehalten.
5 Soweit die Parlamentsdienste die für den Parlamentsbetrieb notwendigen adminis-
trativen Dienstleistungen nicht selbst erbringen können, ziehen sie im Auftrag der
Bundesversammlung oder ihrer Organe Dienststellen der Bundesverwaltung bei.15

6 Die Parlamentsdienste können Verträge über Dienstleistungen abschliessen.16

Art. 317 Wahl der Beamten
1  Die Koordinationskonferenz  wählt den Generalsekretär der Bundesversammlung.
Die Wahl bedarf der Bestätigung durch die Vereinigte Bundesversammlung.

 

10 Fassung gemäss Ziff. I des BB vom 4. Okt. 1991, in Kraft seit 1. Febr. 1992 (AS 1995
4880 4881; BBl 1991 III 617).

11 Fassung gemäss Ziff. I der V der BVers vom 8. Okt. 1999, in Kraft seit 1. Jan. 2000 (AS
2000 284 277; BBl 1999 4809 5979).

12 Aufgehoben durch Ziff. I der V der BVers vom 8. Okt. 1999 (AS 2000 284; BBl 1999
4809 5979).

13 Fassung gemäss Ziff. I der V der BVers vom 8. Okt. 1999, in Kraft seit 1. Jan. 2000 (AS
2000 284 277; BBl 1999 4809 5979).

14 Heute: auch Art. 47sexies.
15 Eingefügt durch Ziff. I der V der BVers vom 8. Okt. 1999, in Kraft seit 1. Jan. 2000 (AS

2000 284 277; BBl 1999 4809 5979).
16 Eingefügt durch Ziff. I der V der BVers vom 8. Okt. 1999, in Kraft seit 1. Jan. 2000 (AS

2000 284 277; BBl 1999 4809 5979).
17 Fassung gemäss Ziff. I der V der BVers vom 8. Okt. 1999, in Kraft seit 1. Jan. 2000 (AS

2000 284 277; BBl 1999 4809 5979).
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2 Die Verwaltungsdelegation wählt den Sekretär des Ständerates, die stellvertreten-
den Generalsekretäre, den Sekretär der Geschäftsprüfungskommissionen und den
Sekretär der Finanzkommissionen und der Finanzdelegation. Die Wahl des letzteren
bedarf der Bestätigung durch die Finanzdelegation.
3 Der Generalsekretär wählt das übrige Personal.
4 Vor der Wahl eines Ratssekretärs wird das betroffene Ratsbüro, vor der Wahl eines
Kommissions- oder Delegationssekretärs werden die Präsidenten der betroffenen
ständigen Kommissionen oder Delegationen angehört.

Art. 4 Schweigepflicht
1 Über vertrauliche Mitteilungen von Ratspräsidenten, Kommissionen, Kommissi-
onspräsidenten, Fraktionen und einzelnen Ratsmitgliedern schweigen die Beamten
der Parlamentsdienste gegenüber jedermann. Sie behandeln Aufträge vertraulich,
wenn der Auftraggeber nichts anderes bestimmt. Im übrigen gelten die Vorschriften
über das Amtsgeheimnis.
2 Die Kommissionsprotokolle sind vertraulich. Sie gehen an die Kommissionsmit-
glieder, den Präsidenten der entsprechenden Kommission des anderen Rates, den
Generalsekretär, den Leiter der Dokumentationszentrale sowie an die beteiligten De-
partemente. Aussenstehende Sitzungsteilnehmer erhalten einen Auszug über ihren
Beitrag.
3 Die Protokolle der Verhandlungen über rechtsetzende Erlasse sind für die Mitglie-
der beider Räte und die Fraktionssekretäre zur Einsicht offen und stehen nach der
Schlussabstimmung, gegebenenfalls nach Ablauf der Referendumsfrist oder der
Volksabstimmung, für wissenschaftliche Untersuchungen und für die Rechtsanwen-
dung zur Verfügung.
4 Im übrigen kann der Kommissionspräsident, unter Vorbehalt von Geheimhaltungs-
pflichten, jedem Mitglied beider Räte und, wenn keine wichtigen Gründe entgegen-
stehen, Dritten in die Protokolle seiner Kommission Einsicht gewähren. Nötigenfalls
hört er das beteiligte Departement an.
5 Über die Einsicht in ältere Protokolle entscheidet, wenn der Kommissionspräsident
aus dem Rat ausgeschieden ist, der amtierende Präsident der betroffenen Kommis-
sion. Ist die Kommission aufgelöst, entscheidet der Generalsekretär, im Zweifel nach
Weisung des Beauftragten.18

6 Die Bestimmungen über die Verwendung der Protokolle gelten sinngemäss für die
Unterlagen der Kommission.

Art. 5 Register

Die von der Bundesversammlung und den Kommissionen sowie deren Sektionen
behandelten Geschäfte werden nach einheitlichen Grundsätzen registriert.

 

18 Fassung des zweiten Satzes gemäss Ziff. I des BB vom 4. Okt. 1991, in Kraft seit 1. Febr.
1992 (AS 1995 4880 4881; BBl 1991 III 617).
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Art. 6 Dokumentationen, Grundsätze
1 Die Sekretariate der Kommissionen und Delegationen sowie die Dokumentations-
zentrale halten sich bei der Beschaffung von Dokumentationen an folgende Grund-
sätze:19

a. Sie achten auf möglichste Objektivität.

b. Sie behandeln Einzelaufträge vertraulich und geben die Dokumente nur wei-
ter, sofern der Auftraggeber einverstanden ist.

2 Sie beraten die Ratsmitglieder bei der Vorbereitung eines persönlichen Vorstosses
und übernehmen Aufträge, die der Erfüllung parlamentarischer Aufgaben dienen.
3 In Zweifelsfällen entscheidet der Beauftragte.20

4 Alle Bibliotheken und Dokumentationsstellen der Bundesverwaltung sind ver-
pflichtet, den Parlamentsdiensten im Rahmen ihrer Möglichkeiten durch Auskünfte
und Ausleihe zu helfen.

2. Abschnitt: Verwaltungsdelegation21

Art. 722 Aufgaben und Zuständigkeiten der Verwaltungsdelegation
1 Der Verwaltungsdelegation obliegt die oberste Leitung der Verwaltungsangelegen-
heiten der Bundesversammlung. Sie beaufsichtigt die Geschäftsführung und das Fi-
nanzgebaren der Parlamentsdienste.
2 Die Verwaltungsdelegation ist insbesondere zuständig für:

a. den Entwurf des Voranschlages und der Rechnung der Bundesversammlung;

b. die Wahl des Personals der Parlamentsdienste gemäss Artikel 3;

c. die Ausübung des Hausrechts in den Räumlichkeiten der Bundesversamm-
lung und der Parlamentsdienste, soweit nicht die Ratspräsidenten zuständig
sind;

d. alle weiteren Verwaltungsgeschäfte der Bundesversammlung und der Parla-
mentsdienste, die nicht anderen Organen der Bundesversammlung oder dem
Generalsekretär vorbehalten sind oder an sie delegiert werden. Für die all-
gemeine Bundesverwaltung geltende Verwaltungsverordnungen werden an-
gewendet, sofern die Verwaltungsdelegation nichts anderes bestimmt.

 

19 Fassung gemäss Ziff. I der V der BVers vom 8. Okt. 1999, in Kraft seit 1. Jan. 2000 (AS
2000 284 277; BBl 1999 4809 5979).

20 Fassung gemäss Ziff. I des BB vom 4. Okt. 1991, in Kraft seit 1. Febr. 1992 (AS 1995
4880 4881; BBl 1991 III 617).

21 Fassung gemäss Ziff. I des BB vom 4. Okt. 1991, in Kraft seit 1. Febr. 1992 (AS 1995
4880 4881; BBl 1991 III 617).

22 Fassung gemäss Ziff. I der V der BVers vom 8. Okt. 1999, in Kraft seit 1. Jan. 2000 (AS
2000 284 277; BBl 1999 4809 5979).
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Art. 8 Beauftragter der Verwaltungsdelegation23

1 Die Verwaltungsdelegation bezeichnet eines ihrer Mitglieder für jeweils zwei Jahre
als ihren Beauftragten. Dieser hat folgende Aufgaben:24

a.25 Er vertritt die Verwaltungsdelegation gegenüber den Parlamentsdiensten.

b. Er überwacht und prüft Geschäftsführung und Finanzgebaren der Parla-
mentsdienste.

c.26 Er sorgt für die Einhaltung der Richtlinien und Beschlüsse der Verwaltungs-
delegation.

d. Er berichtet über die Einhaltung der Zielsetzungen und des Voranschlages
der Parlamentsdienste und stellt entsprechende Anträge.

2 Bei Personalgeschäften kann der Beauftragte in dringenden Fällen nach Rückspra-
che mit dem Präsidenten die der Verwaltungsdelegation zustehenden Befugnisse
wahrnehmen.27

3 Zum Beauftragten wird abwechslungsweise ein Mitglied des Nationalrates und des
Ständerates bestimmt.

3. Abschnitt: Parlamentsdienste

Art. 9 Geschäftsleitung
1 Die Geschäftsleitung besteht aus dem Generalsekretär der Bundesversammlung als
Vorsitzenden und zwei stellvertretenden Generalsekretären. Sie führt die Parla-
mentsdienste und koordiniert ihre Tätigkeiten.
2 Sie hat insbesondere folgende Aufgaben:

a. Sie steht den Ratsmitgliedern bei der Erfüllung ihrer parlamentarischen Auf-
gaben für Aufträge und Auskünfte zur Verfügung.

b.28 Sie unterstützt die Präsidenten, die Büros beider Räte und der Vereinigten
Bundesversammlung sowie die Verwaltungsdelegation und führt deren Se-
kretariatsgeschäfte und das Sekretariat der Räte.

c. Sie bereitet die Sessionen vor.

 

23 Fassung gemäss Ziff. I des BB vom 4. Okt. 1991, in Kraft seit 1. Febr. 1992 (AS 1995
4880 4881; BBl 1991 III 617).

24 Fassung gemäss Ziff. I des BB vom 4. Okt. 1991, in Kraft seit 1. Febr. 1992 (AS 1995
4880 4881; BBl 1991 III 617).

25 Fassung gemäss Ziff. I des BB vom 4. Okt. 1991, in Kraft seit 1. Febr. 1992 (AS 1995
4880 4881; BBl 1991 III 617).

26 Fassung gemäss Ziff. I des BB vom 4. Okt. 1991, in Kraft seit 1. Febr. 1992 (AS 1995
4880 4881; BBl 1991 III 617).

27 Fassung gemäss Ziff. I des BB vom 4. Okt. 1991, in Kraft seit 1. Febr. 1992 (AS 1995
4880 4881; BBl 1991 III 617).

28 Fassung gemäss Ziff. I der V der BVers vom 8. Okt. 1999, in Kraft seit 1. Jan. 2000 (AS
2000 284 277; BBl 1999 4809 5979).
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d.29 Sie erarbeitet den Finanzplan, den Voranschlag und die Rechnung zu Han-
den der Verwaltungsdelegation.

e.30 Sie berichtet dem Beauftragten und der Verwaltungsdelegation über die Ge-
schäftstätigkeit.

f. Sie bereitet die Wahlen der Beamten und andere personalrechtliche Entschei-
dungen vor und instruiert und beaufsichtigt das Personal.

g. Sie ist verantwortlich für effiziente administrative Abläufe und für einen ra-
tionellen Einsatz des Personals und der Sachmittel.

h. Sie stellt die zentralen Dienste und die Führung einer Geschäftsdatei sicher.

i. Sie nimmt die Beziehungen zur Öffentlichkeit, zu den Medien und mit aus-
ländischen Parlamenten wahr.

Art. 10 Zentrales Sekretariat
1 Das Zentrale Sekretariat hat die folgenden Aufgaben:

a. Es stellt für die Sessionen die Verhandlungsunterlagen bereit und verarbeitet
die eingereichten Anträge und Vorstösse.

b. Es organisiert Sitzungs- und Arbeitsräume für Kommissionen, Fraktionen
und einzelne Ratsmitglieder.

c. Es vermittelt die Akten zwischen Bundesversammlung und Bundesverwal-
tung.

d. Es organisiert den Weibeldienst.

e. Es registriert die Geschäfte.

f. Es sorgt für die Vervielfältigung und den Versand von Unterlagen an Kom-
missionen und einzelne Ratsmitglieder.

g. Es bereitet Veröffentlichungen der Parlamentsdienste vor.

h. Es erteilt Auskünfte an Amtsstellen und Öffentlichkeit über Geschäfte der
Bundesversammlung.

2 Es erfüllt alle übrigen administrativen Aufgaben, die nicht einem anderen Dienst
zugewiesen sind.

Art. 10a31   Sekretariat italienischer Sprache
1 Das Sekretariat italienischer Sprache stellt in allen Fachbereichen Unterlagen be-
reit, sorgt für die Veröffentlichung und erledigt die Sekretariatsarbeiten.

 

29 Fassung gemäss Ziff. I der V der BVers vom 8. Okt. 1999, in Kraft seit 1. Jan. 2000 (AS
2000 284 277; BBl 1999 4809 5979).

30 Fassung gemäss Ziff. I der V der BVers vom 8. Okt. 1999, in Kraft seit 1. Jan. 2000 (AS
2000 284 277; BBl 1999 4809 5979).

31 Eingefügt durch Ziff. I des BB vom 18. Dez. 1992 (AS 1993 3).
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2 Der Umfang der Veröffentlichungen in italienischer Sprache wird nach Anhörung
der italienischsprachigen Mitglieder der Bundesversammlung von der Verwaltungs-
delegation bestimmt.

Art. 1132 Sekretariate der Kommissionen und Delegationen
1 Die Sekretariate der Kommissionen und Delegationen stehen den Kommissionen
und Delegationen, insbesondere deren Präsidenten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben
zur Verfügung.
2 Sie haben insbesondere folgende Aufgaben:

a. Sie planen die Kommissions- und Delegationstätigkeiten.

b. Sie sind verantwortlich für die Dokumentation und Protokollführung, für die
administrative Vorbereitung und Durchführung der Sitzungen sowie für die
Archivierung der Akten.

c. Sie sorgen für die Ausführung der Beschlüsse, insbesondere deren Über-
mittlung an die Räte und an den Bundesrat.

d. Sie erstellen Entwürfe für Kommissions- und Delegationsberichte und unter-
stützen die Kommissionen und Delegationen bei der Information der Öffent-
lichkeit über ihre Tätigkeit.

e. Sie stehen den Ratsmitgliedern, insbesondere den Präsidenten und Mitglie-
dern ihrer Kommissionen oder Delegationen für die Beratung in Verfah-
rensfragen sowie für Sach- und Rechtsauskünfte im Zuständigkeitsbereich
ihrer Kommission oder Delegation zur Verfügung.

f. Sie verkehren im Auftrag der Kommissionen und Delegationen mit dem
Bundesrat, der Bundesverwaltung und den übrigen Behörden und nehmen
die nötigen Abklärungen vor.

g. Sie fördern die Koordination zwischen den Tätigkeiten ihrer Kommissionen
oder Delegationen mit den Tätigkeiten anderer Organe der Bundesver-
sammlung.

3 Bei Bedarf können die Sekretariate im Einvernehmen mit dem Kommissions- oder
Delegationspräsidenten und dem betroffenen Departement den in der Sache zustän-
digen Dienst der Bundesverwaltung beiziehen.
4 Das Sekretariat der Geschäftsprüfungskommissionen nimmt Aufsichtseingaben
entgegen und bereitet die Entscheide der Kommissionen vor.

 

32 Fassung gemäss Ziff. I der V der BVers vom 8. Okt. 1999, in Kraft seit 1. Jan. 2000 (AS
2000 284 277; BBl 1999 4809 5979).
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Art. 1233

Art. 12a34   Übersetzungsdienst

Der Übersetzungsdienst besorgt die Übersetzungsarbeiten, die ihm von den Räten,
den Kommissionen, ihren Präsidenten und den Parlamentsdiensten übertragen wer-
den.

Art. 13 Dokumentationszentrale
1 Die Dokumentationszentrale hat namentlich folgende Aufgaben:

a. Sie steht den Ratsmitgliedern, den Fraktionen, den übrigen Parlamentsdien-
sten sowie berechtigten Dritten für Auskünfte sowie für die Beschaffung und
Auswertung von Unterlagen zur Verfügung.

b. Sie archiviert, verwaltet und erschliesst die Akten der Bundesversammlung
und ihrer Organe sowie weitere Dokumente, namentlich der Bundesverwal-
tung.

c. Sie führt ein Sach- und Verhandlungsregister sowie eine umfassende Voll-
textdatenbank mit allen Texten, Dokumentationen und Protokollen.

d. Sie wertet die Dokumente nach wissenschaftlichen Gesichtspunkten aus und
stellt die Ergebnisse den Ratsmitgliedern zur Verfügung.

e.35 Sie hilft den Sekretariaten der Kommissionen und Delegationen bei der Be-
schaffung von Unterlagen.

f. Sie wahrt die Verbindung zu anderen Dokumentations- und Informations-
stellen im In- und Ausland.

2 Ein der Dokumentationszentrale unterstellter Dienst gibt das Amtliche Bulletin der
eidgenössischen Räte heraus. Dieser unterstützt auch die Sekretariate der Kommis-
sionen und Delegationen bei der Protokollführung in Kommissionssitzungen.36

Art. 14 Zentrale Dienste
1 Die zentralen Dienste stehen unter der Leitung eines Mitgliedes der Geschäftslei-
tung.
2 Sie sind verantwortlich für das Personal- und Rechnungswesen, Sicherheitsfragen,
das Raumkonzept und für den Einsatz der Informatik.
3 Sie stellen Betrieb, Unterhalt und Weiterentwicklung der Datenverarbeitungsein-
richtungen (Hard- und Software) sicher und sorgen für die Verbindung zu anderen

 

33 Aufgehoben durch Ziff. I der V der BVers vom 8. Okt. 1999 (AS 2000 284; BBl 1999
4809 5979).

34 Eingefügt durch Ziff. I des BB vom 4. Okt. 1991, in Kraft seit 1. Febr. 1992 (AS 1995
4880 4881; BBl 1991 III 617).

35 Fassung gemäss Ziff. I der V der BVers vom 8. Okt. 1999, in Kraft seit 1. Jan. 2000 (AS
2000 284 277; BBl 1999 4809 5979).

36 Fassung des zweiten Satzes gemäss Ziff. I der V der BVers vom 8. Okt. 1999, in Kraft
seit 1. Jan. 2000 (AS 2000 284 277; BBl 1999 4809 5979).
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Informations- und Dokumentationssystemen, insbesondere zu jenen der Bundes-
kanzlei. Sie stellen den Ratsmitgliedern auf Wunsch einen PC-Arbeitsplatz zur Ver-
fügung, der den Zugriff auf interne und externe Datenbanken ermöglicht. Sie über-
wachen die Zugriffsberechtigung und den Datenschutz.
4 Die Geschäftsleitung kann ihnen weitere Aufgaben zuweisen.

Art. 14a37   Parlamentarische Verwaltungskontrollstelle
1 Die parlamentarische Verwaltungskontrollstelle unterstützt die Geschäftsprüfungs-
kommissionen bei der Wahrnehmung der Oberaufsicht über Bundesrat und Verwal-
tung.
2 Im Auftrag der Geschäftsprüfungskommissionen erfüllt die parlamentarische Ver-
waltungskontrollstelle insbesondere folgende Aufgaben:

a. Sie weist die Geschäftsprüfungskommissionen auf Bereiche und Themen hin,
über die eine Abklärung angezeigt erscheint.

b. Sie überprüft Aufgaben der Verwaltung, ihre Erfüllung und die dabei erziel-
ten Wirkungen.

c. Sie unterstützt die Geschäftsprüfungskommissionen fachlich bei der Vorbe-
reitung und Durchführung von Inspektionen.

d. Sie prüft nach, wie in der Verwaltung den Empfehlungen der Geschäftsprü-
fungskommissionen nachgelebt wird.

e. Sie entwickelt unabhängig von der Verwaltung fachliche Massstäbe und Me-
thoden der Verwaltungskontrolle.

f. Sie informiert das Sekretariat regelmässig über die Abwicklung ihrer Unter-
suchungen.

4. Abschnitt:38 Dienstverhältnis des Personals

Art. 14b Verhältnis zum übrigen Bundespersonalrecht
1 Das Personal der Parlamentsdienste untersteht dem Beamtengesetz vom 30. Juni
192739. Dessen Ausführungsbestimmungen werden angewendet, sofern dieser Be-
schluss nichts anderes bestimmt.
2 Für erstinstanzliche Verfügungen auf dem Gebiet des Dienstverhältnisses sind zu-
ständig:

a. die Verwaltungsdelegation, soweit sie oder die Koordinationskonferenz
Wahlbehörde ist und das Beamtengesetz die Wahlbehörde als zuständig be-
zeichnet;

 

37 Eingefügt durch Ziff. I des BB vom 22. Juni 1990, in Kraft seit 1. Okt. 1990 (AS 1991
482, 1990 1530; BBl 1990 I 1065 1092).

38 Eingefügt durch Ziff. I der V der BVers vom 8. Okt. 1999, in Kraft seit 1. Jan. 2000 (AS
2000 284 277; BBl 1999 4809 5979).

39 SR 172.221.10
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b. der Generalsekretär in allen übrigen Fällen.
3 Erstinstanzliche Disziplinarbehörde ist

a. die Verwaltungsdelegation für die von ihr gewählten Beamten sowie für den
Generalsekretär der Bundesversammlung,

b. der Generalsekretär in allen übrigen Fällen.

Art. 14c Wahlerfordernisse und Beförderungsbedingungen

Die für die allgemeine Bundesverwaltung geltenden Vorschriften über die Wahler-
fordernisse und Beförderungsbedingungen werden sinngemäss angewendet. Für die
Stellenbewertung können die für die allgemeine Bundesverwaltung zuständigen Or-
gane konsultiert werden. Die Stellenbegutachtungskommissionen für die allgemeine
Bundesverwaltung sind auch für die Parlamentsdienste zuständig.

Art. 14d Arbeitszeit

Die für die allgemeine Bundesverwaltung geltenden Vorschriften über die Arbeits-
zeit können durch den Generalsekretär den spezifischen Bedürfnissen des Parla-
mentsbetriebes angepasst werden. Die Jahresarbeitszeit entspricht derjenigen in der
allgemeinen Bundesverwaltung.

Art. 14e Ersatz von Auslagen, Vergütungen, Prämien, Belohnungen

Unter Wahrung des Grundsatzes der gleichen Behandlung unter gleichen Vorausset-
zungen nimmt der Generalsekretär die Zuständigkeiten für Regelungen abschlies-
send wahr, die in den Ausführungsbestimmungen zu Artikel 44 des Beamtengesetzes
vom 30. Juni 192740 den Departementen oder nachgeordneten Dienststellen übertra-
gen werden.

Art. 14f Dienstkleider

Der Generalsekretär regelt die Abgabe und das Tragen von Dienstkleidern.

5.41 Abschnitt: Schlussbestimmungen

Art. 15 Aufhebung bisherigen Rechts

Der Bundesbeschluss vom 9. März 197242 über die Parlamentsdienste wird aufgeho-
ben.

 

40 SR 172.221.10
41 Ursprünglich 4. Abschnitt.
42 [AS 1972 697]
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Art. 16 Referendum und Inkrafttreten
1 Dieser Beschluss ist allgemeinverbindlich; er untersteht jedoch aufgrund von Arti-
kel 8bis des GVG nicht dem Referendum.
2 Er tritt zusammen mit der Änderung vom 7. Oktober 198843 des GVG in Kraft.

Datum des Inkrafttretens: 1. Februar 1989

 

43 AS 1989 257
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